
Kunst am Neubau des Landtags
Architektur Sie ist 7,20 Meter hoch, strahlend weiß und
soll die Abgeordneten daran erinnern, für wen Politik ge-
macht wird: die Schachfigur „Volksvertreter“ im neuen

unterirdischen Bürger- und Medienzentrum des Land-
tags. Die Figur, geschaffen vom Schweizer Beat Zoderer, 
steht in einem der beiden Lichthöfe des Zentrums. Parla-

mentspräsidentin Muhterem Aras führte die Presse ges-
tern durch den Bau, der am Wochenende mit einem Bür-
gerfest feierlich eröffnet wird. (wir) Fotos: Lg/Piechowski

E
in syrischer Flüchtling hat vor dem
Landgericht Ravensburg die Liefe-
rung von Material für einen geplan-

ten Terroranschlag in Dänemark einge-
räumt. Er habe Zündhölzer, Batterien und
Funkgeräte gekauft und nach Kopenhagen
bringen wollen, sagte der 21-Jährige am
Montag zum Prozessauftakt. Dort habe er
die Waren an eine Kontaktperson überge-
ben sollen. „Meine Aufgabe wäre dann be-
endet gewesen und ich wäre zurückgefah-
ren“, sagte der Mann (Az: 2 KLs 242 Js 
113634/16 jug). Die Aktion scheiterte je-
doch, da der 21-Jährige bei der Reise nach 
Kopenhagen keine Papiere hatte.

Die Staatsanwaltschaft wirft dem Ange-
klagten vor, er habe den Anschlag nicht nur
vorbereitet, sondern auch selbst durchfüh-
ren wollen. Der Mann habe Sympathien zur
Terrormiliz Islamischer Staat erkennen
lassen und sich gegenüber seiner bislang
noch unbekannten Kontaktperson bereit-
erklärt, einen Mord durch das Herbeifüh-
ren einer Sprengstoffexplosion zu begehen,
hieß es in der Anklageschrift.

Im November 2016 hatte sich der Mann
mit dem Zug auf den Weg nach Kopenha-
gen gemacht. Allerdings kam er nur bis zur
deutsch-dänischen Grenze - die Behörden
wiesen ihn dort wegen fehlender Papiere
ab. In Puttgarden auf Fehmarn fiel der Poli-
zei bei einer Kontrolle die ungewöhnliche 
Fracht des Mannes auf. Er wurde in den 
Zug Richtung Biberach gesetzt, wo er am 
20. November festgenommen wurde. Tags
drauf kam er in Haft. Der 21-Jährige war 
2015 als Flüchtling nach Deutschland ge-
kommen, zuletzt hatte er in einer Unter-
kunft in Biberach gelebt. Dort habe er im
Internet Videos und Nachrichten des Isla-
mischen Staates angesehen, sagte er. Aus
einem ersten Interesse sei schließlich der
Wunsch gewachsen, der Terrormiliz zu 
„dienen“. Inzwischen distanziere er sich
aber von deren Ideologien. lsw

Justiz Ein syrischer Flüchtling 
muss sich in Ravensburg 
vor Gericht verantworten. 

Hilfe für 

Anschlagsplan

Rechtes Treiben im lauschigen Neckartal

W
er sich auf die Suche nach einem
der ehemals führenden Neona-
zis Deutschlands begibt, muss in

eine kleine Gemeinde am Neckar im Land-
kreis Ludwigsburg fahren. Am Fuße der
steilen Weinberge liegen gepflegte Einfa-
milienhäuser. In den Vorgärten plätschern 
Teiche, Rasenmäheroboter drehen ihre 
Runden. Doch Stephan L. öffnet seit Wo-
chen nicht die Tür, wenn man klingelt.
Auch in seiner Stammkneipe im Dorf hat
man ihn länger nicht gesehen. In den
Neunzigerjahren nannten den heute 46-
Jährigen alle nur „Pinocchio“. Ein Spitzna-
me, der seinen einstigen Kameraden in die-
sen Tagen bitter aufstoßen dürfte. Denn
„Pin“ war damals jemand, zu dem man auf-
schaute. Jetzt wurde bekannt, dass er
wahrscheinlich jahrelang für den Verfas-
sungsschutz spitzelte.

Ab 1994 leitete Stephan L. die „Division
Deutschland“ von Blood & Honour (B&H), 
einen Ableger des wohl bedeutendsten 
internationalen Neonazi-Netzwerks. Als
Chef der starken Berliner Sektion war er
dafür prädestiniert. Ob für Auslandskon-
takte, die Verteilung von Musik oder die 
Produktion der eigenen Szene-Heftchen: L.
war der Mann in der großen Stadt, der die
Dinge anpackte. Statements signierte er
stolz mit „88“, dem Code für „Heil Hitler“.
„In seiner Funktion als Leiter der Division
Deutschland bestimmte L. alle wesentli-
chen Aktivitäten von B&H in Deutsch-
land“, schrieb der Verfassungsschutz in
einem internen Behördenzeugnis über „Pi-
nocchio“. Als der Bundesinnenminister Ot-

to Schily (SPD) die rechtsextreme Organi-
sation und ihre Jugendgruppe „White
Youth“ im September 2000 verbot, standen
Kriminalbeamte auch beim Divisionschef
in Berlin-Lichtenberg vor der Tür. „Die
Blood & Honour Division Deutschland und
die White Youth richten sich gegen die ver-
fassungsmäßige Ordnung und den Gedan-
ken der Völkerverständigung“, war in der
Verbotsverfügung zu lesen. Beide Gruppen
wurden aufgelöst.

Doch mit dem Verbot war die Geschich-
te von Blood & Honour nicht vorbei. Weder
für Stephan L., noch für die Behörden. Wie
ARD-Magazine und der „Tagesspiegel“ als
Erstes berichteten, wurde L. beim Bundes-
amt für Verfassungsschutz als V-Mann „Ni-
as“ geführt. Offensichtlich informierte er
die Staatsschützer über ein rechtsextremes
Skinhead-Milieu, das sich von Verboten
nicht aufhalten lassen wollte. Dabei dürfte
es auch um Kameraden aus Baden-Würt-
temberg gegangen sein. Denn nach Infor-
mationen dieser Zeitung lebte Stephan L.
bereits ab 2001 im Südwesten und pflegte
dort weiterhin Kontakte zum harten Kern
der rechten Szene.

In einem Ermittlungsverfahren der
Staatsanwaltschaft Karlsruhe wegen Ver-
stoßes gegen das Verbot von Blood & Ho-
nour geriet L. 2003 laut Akten vorüberge-
hend ins Visier der Ermittler. Am 10. Sep-
tember 2005 reiste er mit dem hessischen
Neonazi Marcel P. ins belgische Flandern,
um dort an einem Rechtsrock-Konzert teil-
zunehmen. Beide trugen T-Shirts mit dem
Logo von B&H Deutschland. An seinem

neuen Wohnort traf L. außerdem auf einen
alten Bekannten: den deutschkroatischen
Neonazi Markus Frntic. Der war in den
Neunzigerjahren Chef der württembergi-
schen B&H-Sektion und Mitglied des ras-
sistischen Ku-Klux-Klan. Später gründete
der bullige Glatzkopf eine militante Skin-
headgruppe mit dem Namen „Furchtlos &
Treu“. Private Facebook-Nachrichten bele-
gen die freundschaftliche Beziehung zwi-
schen L. und Frntic. Laut Unterlagen 
wohnte L. zeitweise sogar im Elternhaus
des schwäbischen Rechtsextremisten.

Auch mit dem badischen Neonazi
Achim P., der mittlerweile die Kutte des Ro-
ckerclubs „Gremium MC“ trägt, pflegte L.
zumindest bis vor wenigen Jahren Kontakt.
Diese Verbindungen interessieren auch 
den NSU-Untersuchungsausschuss im
Stuttgarter Landtag. Denn aus den Reihen 
von Blood & Honour stammen zahlreiche
Unterstützer und Weggefährten der

rechtsterroristischen NSU-Gruppe, die
laut Bundesanwaltschaft auch für den
Mord an der Polizistin Michèle Kiesewet-
ter im April 2007 in Heilbronn verantwort-
lich ist. „Wir haben ihn auf dem Schirm“, 
sagte der Ausschuss-Vorsitzende Wolfgang
Drexler (SPD) dieser Zeitung über L.
Gleichzeitig sei man überrascht über des-
sen unlängst aufgedeckte Spitzeltätigkeit.
„Wir haben noch keine Akten dazu, werden
aber prüfen, ob es eine Verbindung zum
NSU gibt“, erklärte Drexler weiter.

Ab Herbst will sich der Ausschuss inten-
siv den Netzwerken von Blood & Honour 
widmen. Inwieweit der Fall „Nias“ dabei
eine Rolle spielen wird, ist aber noch un-
klar. Von seiner politischen Vergangenheit
scheint sich Stephan L. mittlerweile end-
gültig lösen zu wollen. Bis vor Kurzem
prangten die Buchstaben B&H noch an sei-
nem Hals. Jetzt hat er sich die Tätowierung
übermalen lassen.

Blood&Honour Ein ehemals führender Neonazi soll über Jahre 
für den Verfassungsschutz gearbeitet haben. Von Sven Ullenbruch

Polizeireform

Kostenaufstellung 
liegt jetzt vor
In der Debatte um die Polizeireform hat 
sich Innenminister Thomas Strobl (CDU)
noch nicht auf eine Anzahl der Polizeiprä-
sidien festgelegt. Die vorliegenden Vor-
schläge einer Expertenkommission müss-
ten noch einmal genau angeschaut werden,
damit bis zur Sommerpause eine Entschei-
dung getroffen werden könne, sagte Strobl.
Es liegt nun eine Aufstellung darüber vor,
wie viel die verschiedenen Änderungen der
Reform kosten würden. Derzeit hat Baden-
Württemberg zwölf Präsidien. Eine Exper-
tengruppe hatte die Polizeireform bewer-
tet und vorgeschlagen, die Zahl auf 14 zu er-
höhen. Durchgerechnet worden sind auch
die Kosten für ein modifiziertes Modell mit
zwölf Präsidien, für eines mit 13 Präsidien
und eines mit 15 Präsidien. Strobl forderte
erneut, dass man künftig auch Daten aus
der Lastwagenmaut zur Aufklärung schwe-
rer Verbrechen nutzen sollte. Eine Geset-
zesänderung komme vor der Bundestags-
wahl sicherlich nicht mehr zustande. Des-
halb solle das Thema in das Wahlprogramm
der CDU aufgenommen werden. lsw

Von der Polizei sichergestelltes Material
von Rechtsextremisten. Foto: dpa

NSU-Ausschuss will an Handydaten

D
er NSU-Ausschuss und der Gene-
ralbundesanwalt liegen wegen des
Themas Funkzellenauswertung

rund um den Mord an der Polizistin Michè-
le Kiesewetter miteinander im Clinch. Der
Landtagsausschuss hatte die oberste Er-
mittlungsbehörde gebeten, Tausende 
Daten von Handys, die damals in Heilbronn
rund um die Tat gespeichert worden waren,
mit den Nummern von Rechtsextremisten
abzugleichen. Der Untersuchungsaus-
schuss erhofft sich von den Daten Hinweise
auf mögliche Helfer beim Mord im April
2007. Der Generalbundesanwalt halte das
aber nicht für nötig, sagte Ausschusschef
Wolfgang Drexler (SPD) am Montag mit
Bezug auf ein Schreiben der Ermittlungs-
behörde.

Für den Ausschuss sei die Entscheidung
unverständlich, sagte Drexler. Medien hat-
ten berichtet, dass eine Handynummer, die
bis kurz vor dem Mord an Kiesewetter an 
der Theresienwiese eingeloggt gewesen sei,
zur islamistischen Sauerlandgruppe, zu-
mindest zu deren Umfeld, führen soll. Eine
zweite Nummer führe in die Ulmer Isla-

mistenszene, hieß es in den Berichten. Die
Inhaber der Nummern waren nicht ermit-
telt worden – zum Missfallen des NSU-Aus-
schusses. Die Nummern nähren Spekula-
tionen um die mögliche Anwesenheit isla-
mistischer Kontaktleute am Todestag der
Polizistin Kiesewetter in Heilbronn.

Die Bundesanwaltschaft geht davon aus,
dass die Polizistin Kiesewetter von den
Rechtsterroristen des Natio-
nalsozialistischen Untergrun-
des (NSU) erschossen wurde,
die für insgesamt zehn Morde
zwischen 2000 und 2007 in
Deutschland verantwortlich
sein sollen.

Der NSU-Untersuchungs-
ausschuss will jetzt die Poli-
zisten laden, die die beiden 
Nummern mit dem mögli-
chen Bezug zur Islamisten-
szene ausgemacht hatten. Zu-
dem werde das Landtagsgremium versu-
chen, bei der Bundesnetzagentur die dama-
ligen Nutzer der Nummern in Erfahrung zu
bringen – auch wenn die Erfolgsaussichten

nach rund zehn Jahren gering seien, sagte 
Drexler. Auch werde der Ausschuss den Ge-
neralbundesanwalt noch einmal auffor-
dern, dem Thema möglicher Helfer nach-
zugehen. „Vielleicht muss man zum
Schluss auch den zuständigen Bundesan-
walt als Zeugen laden“, meinte er.

Der Generalbundesanwalt sieht bislang
keine Hinweise auf Helfer beim Mord an
Kiesewetter. Der NSU-Ausschuss geht hin-
gegen von Helfern aus, wenngleich er dafür
bislang keinerlei Beweise hat. Das Gre-
mium könne es sich nicht vorstellen, dass
die NSU-Mitglieder Uwe Mundlos und

Uwe Böhnhardt quer durch
die Gegend gefahren, nach
Heilbronn gekommen seien
und dort dann zufälligerweise
das Polizeiauto mit Kiesewet-
ter und ihrem Streifenpartner
auf der Theresienwiese ent-
deckt hätten, so der Aus-
schusschef. Nach Drexlers
Auffassung könnte mit einem
Abgleich der gespeicherten
Daten eventuell auch geklärt
werden, ob die mutmaßlichen

Rechtsterroristen Uwe Mundlos und Uwe
Böhnhardt sich bereits vor dem Tattag,
dem 25. April 2007, in Heilbronn aufgehal-
ten haben. lsw

Rechtsterrorismus Die Abgeordneten wollen Funkzellen im Fall 
Kiesewetter auswerten, aber der Generalbundesanwalt bremst. 

Studie

Wenig Rücken-OPs 
im Südwesten
Patienten mit Rückenschmerzen landen in
Baden-Württemberg seltener auf dem OP-
Tisch als andernorts. Das zeigt eine am 
Montag veröffentlichte Studie der Bertels-
mann-Stiftung, die auf Zahlen des Statisti-
schen Bundesamts und eigenen Berech-
nungen beruht. Wie in anderen Bundeslän-
dern gibt es im Südwesten je nach Region
Unterschiede, ob die Ärzte operieren oder
eine andere Behandlungsmethode wählen.
Die Zahl der Rücken-Operationen im Kreis
Calw etwa hat sich zwischen 2007 und 2015
mehr als verdoppelt. Im Kreis Ludwigsburg
und in Heidelberg sank sie um mehr als 30
Prozent. 2015 zählten die Forscher bundes-
weit 61 1000 Krankenhausaufenthalte we-
gen Erkrankungen der Wirbelsäule und des
Rückens. Das sind 154 000 Fälle mehr als
2007. Baden-Württemberg liegt mit 487
Aufenthalten je 100 000 Einwohner deut-
lich unter dem Bundesschnitt von 701. Hei-
delberg hat mit 231 den deutschlandweit
geringsten Wert. Bundesweit nahm auch
die Zahl der operativen Eingriffe zu: 2015 
gab es 772 000 Eingriffe wegen Rückenbe-
schwerden, 2007 waren es 452 000. Die re-
gionalen Unterschiede hängen den For-
schern zufolge auch mit den Vorlieben der 
ortsansässigen Mediziner zusammen. lsw

RECHTSEXTREMES NETZWERK

Kooperation Blood and Honour (englisch für 
Blut und Ehre) ist ein rechtsextremes Netz-
werk. Ihre Hauptaufgabe sehen die Mitglieder 
vor allem darin, neonazistische Bands mitei-
nander zu koordinieren und dabei gleichzeitig 
die nationalsozialistische Ideologie zu verbrei-
ten. Es wird davon ausgegangen, dass es welt-
weit bis zu 10 000 Mitglieder gibt. 

Verbot Mit Combat 18 besteht ein „bewaffne-
ter Arm“ von Blood and Honour, der vor allem 
in Großbritannien und Skandinavien aktiv ist, 
aber auch in Deutschland Anhänger hat. 
In Deutschland ist Blood and Honour seit 
2000 verboten. Seit dem Verbot gab es mehr 
als 20 Ermittlungsverfahren wegen Fortführung 
der Organisation. StZ

Ausschusschef Drexler
kritisiert den General-
bundesanwalt. Foto: dpa

Neue Impulse. Neue Perspektiven.

Informationen und Buchung unter: 
denkanstoesse.stuttgarter-zeitung.de

Denkanstöße 2017

Im Vertrieb ist ein neues Zeitalter angebrochen. Der 

Kunde 3.0 ist informiert, er handelt, er will mit-

gestalten. Das erfordert ein neues Denken und Han-

deln in Unternehmen. Andreas Buhr beleuchtet diese 

Tatsache mit Blick auf den Vertrieb 3.0: Lernen Sie, 

nicht nur ein Produkt zu verkaufen, sondern eine Pro-

blemlösung, die sich auch an ethischen Werten wie 

Nachhaltigkeit und Sozialverträglichkeit orientiert. 

22. Juni 2017

Vertrieb 3.0 – so
begeistern Sie den
Kunden von heute

Andreas Buhr
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